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Daraus ergibt sich folgendes: Das Eigentum geht nur dann 
mit der Übergabe der Ware und der Kaufpreiszahlung über, 
wenn die Vertragspartner von der Möglichkeit keinen Ge­
brauch gemacht haben, sich auf der Grundlage des Kaufver­
trags über vom üblichen Ablauf abweichende Modifikationen 
hinsichtlich Übergabe und Zahlung zu verständigen. Es ist 
also durchaus denkbar und berechtigt, die Konzeption des 
ZGB zum vertraglichen Eigentumserwerb mit der Formel zu 
beschreiben: Kaufvertrag plus Vereinbarung (zumindest über 
die Form der Übergabe und die Zahlung des Kaufpreises). 
Fehlt diese zusätzliche Vereinbarung oder ist sie unvollstän­
dig, dann kommt das vorsorglich bereitgestellte Modell des 
ZGB (§§ 26 Abs. 1 Satz 1, 139 Abs. 3 erster Halbsatz) zur An­
wendung.

Die neben dem Kaufvertrag notwendige zusätzliche Ver­
einbarung der Partner kann bewirken, daß der Eigentums­
übergang entweder an die Zahlung und die Übergabe, nur an 
die Übergabe, nur an die Zahlung oder an keines von beiden 
gebunden ist. Die letztgenannte Fallgestaltung setzt aber 
voraus, daß sich die Vertragspartner eindeutig darüber ver­
ständigen, daß der Käufer Eigentümer werden soll, obwohl 
der Verkäufer Besitzer der Sache bleibt und obwohl seitens 
des Käufers die Zahlung des Kaufpreises noch nicht erfolgte.

Die dem Kaufvertrag folgende zusätzliche Vereinbarung 
ist auch hinsichtlich weiterer, für die Erfüllung des Vertrags 
wie für den Eigentumsübergang im konkreten Fall maßgeb­
licher Aspekte bedeutsam. Beim Versendungskauf sind ge­
mäß § 142 Satz 2 und 3 ZGB die Zahlung des Kaufpreises 
und die Versendung der Ware auf Kosten des Käufers durch 
den Verkäufer nur dann die maßgeblichen Indizien für die 
Feststellung des Eigentumsübergangs, wenn die Vertrags­
partner nichts anderes vereinbart haben.9 Namentlich beim 
Versandhandel ist der Eigentumsübergang in der Regel durch 
Vereinbarung bis zur Annahme aufgeschoben. Das heißt: 
auch hier ist die nach § 45 Abs. 3 ZGB und die in der Grund­
anlage der Regelungen der §§ 26 Abs. 1, 139 Abs. 3 ZGB lie­

gende Orientierung auf die Gestaltungsfreiheit der Vertrags­
partner der Grundsatz, der für den Fäll der Nichtdisposition 
durch eine dann anzuwendende Regel flankiert wird.

Mit Recht hat das ZGB die das BGB-Schuldrecht kenn­
zeichnende Unterscheidung von Gattungs- und Speziesschuld 
sowie die lebensfremde Orientierung am Spezieskauf fallen­
gelassen. Das ZGB geht in Übereinstimmung mit den inter­
nationalen Tendenzen des Kaufrechts vom Gattungskauf aus 
und überläßt das eventuell bestehende Problem der Konkre­
tisierung den Vertragspartnern. Nach der Konzeption des 
ZGB erübrigt sich eine gesetzliche Regelung dieser Frage, 
weil die Vertragspartner den Inhalt und die Art und Weise 
der Erfüllung des Vertrags bestimmen.

Die Vereinbarung kann auch mit Blick auf die Voraus­
setzungen des Eigentumsübergangs eine Forderungssicherung 
beinhalten. Zu beachten ist lediglich, daß § 442 ff. ZGB die 
diesbezüglichen Möglichkeiten erschöpfend regelt und daß 
mit § 139 Abs. 3 ZGB für den Fall der Nichtvereinbarung 
von Spezifika hinsichtlich der Zahlung des Kaufpreises be­
reits ein gesetzlicher — allerdings abdingbarer — Eigentums­
vorbehalt besteht.10

Das gesetzgeberische Verbot des vertraglichen Eigentums­
vorbehalts ist insofern nur bei anderen Verträgen als Kauf­
verträgen beachtlich, also faktisch nur bei Dienstleistungs­
verträgen, die auf die Neuanfertigung von Sachen gerichtet 
sind.

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Ausgestaltung 
des ZGB hinsichtlich des vertraglichen Eigentumserwerbs an 
beweglichen Sachen eine interessengerechte, in Übereinstim­
mung mit der sozialistischen Lebenspraxis stehende Lösung 
gefunden hat, die die eigenverantwortlichen Gestaltungsmög­
lichkeiten mit der Garantie der Rechtssicherheit für alle 
denkbaren Fälle verbindet.

9 Vgl. ZGB-Kommentar, a. a. O., zu §142 (S. 193 f.).
10 Vgl. A. Marko, a. a. O., S. 375.

Erfahrungen aus der Praxis

Zusammenwirken mit Sicherheitsaktiven
Um die gesellschaftliche Wirksamkeit der vorbeugenden Tä­
tigkeit der staatlichen Leitungsorgane im Kreis zu erhöhen, 
wurde im Beschluß des Kreistages Saalfeld „Aufgaben der 
örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe zur Einhaltung 
der Gesetzlichkeit und Erhöhung von Ordnung, Disziplin, 
Sauberkeit und Sicherheit für 1986—1990“ u. a. festgelegt, in 
allen Betrieben und Einrichtungen des Territoriums Sicher­
heitsaktive als beratende und kontrollierende ehrenamtliche 
Organe des Direktors zu bilden und ihre enge Zusammenar­
beit mit anderen auf diesem Gebiet tätigen ehrenamtlichen 
Gremien zu organisieren.

Desgleichen ist ihnen die Aufgabe gestellt, die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Räte bei der Wahrnehmung ihrer 
Verantwortung zur Durchsetzung einer hohen Ordnung, Dis­
ziplin und Sicherheit zu beraten und zu • unterstützen. Aus 
vielen Sicherheits- und Rechtskonferenzen im Kreis, Foren, 
Aussprachen, Schulungsveranstaltungen mit Leitern, Mitglie­
dern der gesellschaftlichen Gerichte sowie Auswertungen von 
gerichtlichen Verfahren wurde die Erkenntnis gewonnen, daß 
mit Sicherheitsaktiven am besten eine qualifizierte Anleitung 
und sinnvolle Koordinierung der gesellschaftlichen Kräfte er­
reicht werden. Im folgenden wird auf einige Erfahrungen ih­
res Wirkens und Möglichkeiten der Förderung ihrer Aktivität 
durch die Staatsanwaltschaft aufmerksam gemacht.

Als wichtig erweist sich, daß die Betriebe oder Einrich­
tungen in entsprechenden Festlegungen bzw. Ordnungen per­
sonelle Zusammensetzung, Struktur und Aufgabenstellung 
der Sicherheitsaktive bestimmen.

Die Anzahl und personelle Zusammensetzung der Sicher­
heitsaktive hängt wesentlich von der Größe und Struktur des 
Betriebes bzw. der Einrichtung und den sich daraus ablei­

tenden Aufgaben ab. Die Sicherheitsaktive sollten entspre­
chend den betrieblichen Verantwortungsbereichen, Abteilun­
gen usw. gegliedert sein. Die Erfahrungen besagen, daß ar­
beitsfähige Sicherheitsaktive bei einer Stärke von 30 Werk­
tätigen im jeweiligen Bereich gebildet werden können.

Die Sicherheitsaktive arbeiten auf ehrenamtlicher Grund­
lage; ihre Mitglieder werden durch den jeweiligen Leiter be­
rufen. In der Regel sollte er das Sicherheitsaktiv persönlich 
leiten. Das Aktiv sollte sich aus fachlich und politisch be­
währten Kadern zusammensetzen. Es entspricht seiner Auf­
gabe, wenn in ihm Mitarbeiter betrieblicher Sicherheitsor­
gane, wie Sicherheits- und Brandschutzinspektoren, Justitiare, 
Vertreter spezifischer Aktive der Direktorate, Bereiche und 
Abteilungen — soweit mehrere Sicherheitsaktive betrieblich 
gebildet sind, Vertreter der Arbeitskollektive, insbesondere 
aus den Bereichen der Produktion und Instandhaltung (auch 
unter Beachtung der Schichtarbeit) — mit gesellschaftlichen 
Kräften im Betrieb Zusammenwirken: Vorteilhaft ist, wenn 
in diese Aktive Schöffen, Mitglieder der Rechtskommissionen 
der Gewerkschaften, der gesellschaftlichen Gerichte, der Ver­
kehrssicherheitsaktive und der Ordnungsgruppen der FDJ, 
Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr sowie freiwillige Hel­
fer der DVP und Brandschutzhelfer, Mitglieder der Ständigen 
Kommissionen „Sozialistische Rechtsordnung“ der Volksver­
tretungen und der Kommissionen für Arbeits- und Produk­
tionssicherheit der FDJ einbezogen werden.

Schwerpunkte der Aufgabenstellung der Sicherheitsaktive 
sind
— die Analyse des Zustandes auf dem Gebiet der Gesetzlich­

keit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit im Wirkungsbe­
reich und die Beratung der Ergebnisse mit den staatlichen 
Leitern,

— die Vorbereitung spezifischer Leitungsdokumente, Norma-


